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Zivilgesellschaftliche Partizipa-
tion in Forschungsprojekten als 
Lösung und Problem
Vorstellung des EU-Projekts 
CONSIDER

von Simon Pfersdorf, ITAS, und Bernd Cars-
ten Stahl, De Montfort University Leicester

Mit der „Lissabon-Strategie“ strebt die EU 
die Entwicklung eines einheitlichen europä-
ischen Forschungs- und Innovationsraums 
an. Mit dem Programm, das die europäischen 
Staats- und Regierungschefs im März 2000 
in Lissabon verabschiedeten, wurde die Ent-
wicklung einer europäischen Wissensgesell-
schaft zur Zielmarke europäischer Politik. Das 
Forschungsprojekt CONSIDER (Civil Society 
Organisations in Designing Research Gover-
nance) hat es sich zur Aufgabe gemacht, die 
Bedingungen auszuloten, die eine Partizipati-
on von Civil Society Organisations (CSOs) in 
der Forschung ermöglichen, sowie die Prob-
leme zu eruieren, die damit einhergehen.

Das Ziel, eine europäische Wissensgesellschaft 
zu etablieren, geht seit Verabschiedung der Lis-
sabon-Strategie mit einer erheblichen Förderung 
der europäischen Wissenschaften sowie der Ein-
beziehung von Interessensvertretern aus allen 
sozialen Bereichen einher. Frühzeitig sollte die 
Wirtschaft in der Lage sein, Innovationspotenziale 
neuer Erkenntnisse aufzunehmen und individuell 
zu fördern, und der Staat sollte mögliche Regu-
lierungserfordernisse einhalten sowie die Zivil-
gesellschaft auf mögliche Risiken sowie Chancen 
wissenschaftlicher Forschung hinweisen können. 
Von der Inklusion der letztgenannten Gruppe in 
Forschungs- und Entwicklungsprozesse verspricht 
sich die EU-Kommission eine Verbesserung der 
Konsumentenfreundlichkeit, die Harmonisierung 
von Debatten, die Erhöhung der Legitimation von 
Forschung und Ergebnisse, die als gesellschaftli-
chen Interessen und anerkannten Werten berück-
sichtigen. Dass diese Effekte jedoch tatsächlich aus 
der Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Organisa-
tionen folgen, scheint unklar. Ausgehend von Ro-
bert K. Merton (1968) funktioniert Wissenschaft 
nach ihren eigenen Regeln, die u.a. steuern, welche 
Themen verfolgt werden oder die bestimmen, wie 

Forscher Anerkennung erhalten. Wenn sich selbst 
Wissenschaft derart autonom organisiert, stellt sich 
die Frage, wie die erwarteten wissenschaftsexter-
nen und -internen Effekte – also die Verbesserung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie deren ge-
sellschaftspolitische Legitimation – konstruiert 
werden. Darüber hinaus könnte durch die Beteili-
gung Einzelner am Forschungsprozess, die Neut-
ralität des wissenschaftlichen Erkenntnisprozesses 
infrage gestellt werden. Die Möglichkeit, dass sich 
wissenschaftliches Wissen an Partikularinteressen 
orientiert und nicht der Allgemeinheit dient, könn-
te neue gesellschaftliche Konflikte provozieren.

1	 Partizipation – der sozialwissenschaft
liche Hintergrund

In den Sozialwissenschaften wird bereits seit 
knapp fünf Jahrzehnten die gesellschaftliche Be-
deutung wissenschaftlichen Wissens für die Ge-
staltung moderner Gesellschaften diskutiert. Ro-
bert E. Lane (1966) oder Daniel Bell (1973) haben 
v. a. auf die wirtschaftlichen Potenziale hingewie-
sen und früh von einer „knowledgeable society“ 
oder Informationsgesellschaft gesprochen. Neue-
re Ansätze weisen darauf hin, dass nicht nur die 
Wirtschaft, sondern alle gesellschaftlichen Teil-
bereiche von wissenschaftlichem Wissen abhän-
gen (Stehr 1994; Willke 1998; Weingart 2001). 
Damit geht einher, dass tradierte Wissensformen 
wie Bräuche, Normen oder Routinen an Einfluss 
einbüßen. Wissen wird nicht mehr fraglos über-
nommen, sondern muss immer wieder begründet 
werden und unterliegt ständiger Revision. Diese 
Prozesse ermöglichen Veränderungen und Inno-
vationen, benötigen jedoch auch eine Vielzahl von 
Experten. Die Politik ist auf neue Erkenntnisse an-
gewiesen, um ihre Gesetze und Regeln an die sich 
stets wandelnden Bedingungen anzupassen.

Diese Form der Verwissenschaftlichung der 
Gesellschaft verläuft jedoch nicht konfliktfrei. Am 
Beispiel gesellschaftlicher Debatten über Techno-
logien, wie der Atom-, Bio- oder Nanotechnologie 
zeigen sich Widersprüche und Gegenbewegungen 
zum gesellschaftlichen Bedeutungsgewinn wis-
senschaftlichen Wissens.. Es entzünden sich ar-
gumentative Auseinandersetzungen, Demonstra
tionen oder ziviler Ungehorsam aufgrund neu-
erlicher wissenschaftsbasierter technologischer 
Entwicklungen. Statt sich auf Neues einzustellen, 
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möchten manche am Alten festhalten. Sie erken-
nen in Wissenschaft und Technologie Gefahren 
für die moralischen, biologischen oder sozialen 
Grundlagen ihres Lebens. Die wissenschaftliche 
Wissensentwicklung ist also mit unterschiedli-
chen Erwartungen aus vielen gesellschaftlichen 
Teilbereichen konfrontiert. Die Begriff „Wis-
senspolitik“, „Anticipatory Governance“ oder 
„���������������������������������������������Governance of Science������������������������“ stehen für neuere wis-
senschaftliche Ansätze, die die veränderte gesell-
schaftliche Bedeutung der Wissenschaft analysie-
ren. Ihnen zufolge bilden sich neue gesellschaft-
liche Prozesse zur Förderung, Regulierung und 
Überwachung von Wissenschaft und Technologie 
aus. Ein solcher Prozess ist auch die Partizipati-
on von Laien in gesellschaftliche und politische 
Entscheidungsprozesse. Sie soll wichtige legiti-
matorische Grundlagen für Forschungsergebnisse 
liefern, könnte aber auch direkt Einfluss auf die 
Wissensentwicklung nehmen (Wehling 2004).

2	 CSOs als Vertreter öffentlicher Interessen

Dass Partizipation überhaupt Autorität zukom-
men könnte, begründet sich auch aus dem Anse-
hensgewinn außerstaatlicher Formen der gesell-
schaftlichen Regulierung (Governance). Einer 
funktionalistischen Argumentation zufolge ist 
der Staat alleine kaum mehr in der Lage, kom-
plexe Sachgebiete zu durchdringen und effektiv 
zu steuern. Es bedarf neuer Herangehensweisen, 
um die unterschiedlichen Regelungsaspekte und 
Entscheidungsfolgen in einen abgestimmten Zu-
sammenhang zu bringen. In mehr oder weniger 
lose mit dem Staat gekoppelten Organisationen 
finden daher Betroffene und Interessensvertreter 
gemeinsam Lösungsansätze für den jeweiligen 
Regelungsbereich (Rhodes 1996). Diese Maßnah-
men zielen darauf ab, die Effizienz (im Sinne von 
Durchsetzbarkeit und gesellschaftlicher Akzep-
tanz) der getroffenen Entscheidungen zu verbes-
sern. Damit verbunden ist die normative Hoffnung, 
dass Entscheidungen, an der alle oder viele Interes-
sierte mitgewirkt haben, eine höhere gesellschaft-
liche Ankerkennung finden als staatliche, die ohne 
die Beteiligung auskommen (Beck 1999). Welche 
Rolle CSOs allerdings bei der Governance von 
Forschung tatsächlich spielen können, ist bislang 
weitestgehend unerforscht. Vielmehr konzentrierte 
sich die bisherige Forschung zu diesem Thema auf 

Erwartungen, Formen und Konsequenzen der Lai-
enpartizipation. In der partizipativen TA oder dem 
„public understanding of science“ kennt man viele 
Methoden, Bürgern einen Überblick zu politischen 
oder technischen Entscheidungsprozessen zu ge-
ben, ihnen die Möglichkeiten zu geben, einzelne 
thematische Aspekte besonders in Augenschein zu 
nehmen und dabei dann zu gemeinsamen Erklä-
rungen zu kommen. Auch wenn mittlerweile wohl 
bekannt ist, dass auch Laien über gesellschaftsre-
levantes Wissen verfügen, erreichen diese Art von 
Verfahren oftmals nicht mehr als die Teilnehmer 
zu informieren – ihr Einfluss auf Entscheidungs-
prozesse bleibt fraglich (Wynne 1996). Anders 
könnte dies bei CSOs der Fall sein. Die Organi-
sationen repräsentieren die aggregierte Meinung 
Vieler und beanspruchen oftmals, im Kontext des 
öffentlichen Interesses zu handeln. Sie engagieren 
sich bürgernah auf der Straße, bringen gut begrün-
dete Stellungnahmen in Debatten ein oder werden 
als Berater sowie Experten angefragt. Aus demo-
kratietheoretischer Perspektive lässt die Einbin-
dung von CSOs in die Forschung zumindest zwei 
Interpretationen zu. Abhängig von der Ausgestal-
tung der Partizipationsverfahren könnten diese als 
Beispiel gelebter Partizipation und bürgernaher 
Wissenschaft oder für eine Form der technokrati-
schen Entscheidungssetzung gehalten werden.

3	 CONSIDER – Methode, Vorgehen, Ziele

Vor dem Hintergrund der skizzierten sozialwissen-
schaftlichen Diskussion setzt CONSIDER an. In 
einer explorativen Studie möchte das Projektkon-
sortium Möglichkeiten, Grenzen und Bewertungs-
maßstäbe der CSO-Partizipation in der Forschung 
aufzeigen. Dazu verfolgt es einen normativ-em-
pirischen Ansatz, der sich sowohl auf theoreti-
sche Argumente als auch empirische Erfahrungen 
stützt. Konkret entsteht aus diesen beiden Pers-
pektiven ein Raster zur Analyse und Einordnung 
unterschiedlicher Einbindungsformen zivilgesell-
schaftlicher Organisationen in Forschungsprojek-
te. Während theoretische Aspekte eine Vielzahl 
unterschiedlicher analytische Parameter konstru-
ieren, soll die empirische Analyse aufzeigen, wie 
sich diese Parameter in der sozialen Praxis kons-
truieren. Als Datengrundlage nutzt das Konsorti-
um alle bislang im Rahmen des europäischen For-
schungsrahmenprogramms 7 geförderten Projekte.
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Methodisch steht das Vorgehen in Tradition 
der qualitativen Datenanalyse mit dem Ziel der Ty-
penbildung (Kuckartz 2007). Im Rahmen mehrerer 
Schritte gewinnt das Konsortium einen Überblick 
über mögliche Untersuchungsfälle, organisiert ein 
Sample, erhebt und analysiert unterschiedliche 
qualitative Daten und synthetisiert einige der Fälle 
im Rahmen einer Tiefenanalyse zu beispielhaften 
Modellen der Partizipation von CSOs in der For-
schung. Zu Beginn führt das Konsortium eine On-
linebefragung der Leiter aller Projekte durch, die 
bislang im Rahmen des Forschungsprogramms 7 
gefördert wurden. Dabei soll herausgefunden wer-
den, welche Projekte prinzipiell mit CSOs zusam-
mengearbeitet haben oder diese irgendwie einge-
bunden haben. Davon ausgehend erhebt eine zwei-
te Befragungswelle Details zu den Projekten, der 
Form der Einbindung und der Besonderheiten der 
jeweiligen CSOs. Unter Vorgabe der Erreichung 
größtmöglicher Varietät im Hinblick auf das nor-
mative-empirische Raster wählt das Konsortium 
dann ca. 30 Fallstudien zur weiteren Untersuchung 
aus. Zur Verbesserung der Aussagekraft der Pro-
jektergebnisse sollen weitere Forschungsprojekten 
aus unterschiedlichen nationalen Kontexten und 
verschiedenen Auftraggebern in das Sample auf-
genommen werden. Mithilfe von Interviews, eth-
nographischer Beobachtung und Dokumentenana-
lyse wird die empirische Wirklichkeit der CSO-
Partizipation erforscht. Anhand der Erfahrungen 
im Feld und am Beispiel einzelner Projekte sollen 
schließlich Partizipationsmodelle erstellt werden.

Die EU-Kommission erwartet sich von 
dem Projekt Hilfestellungen. Aus ihrer Perspek-
tive könnte CSO-Partizipation das Konzept der 
Responsible Innovation bereichern, die Nutzer
orientierung und Konsumentenfreundlichkeiten 
von Technologien verbessern und gesellschafts-
politische Debatten harmonisieren. Um diesem 
Beratungswunsch zu entsprechen, entwickelt 
das Konsortium ausgehend von den Partizipati-
onsmodellen einen Katalog von Leitlinien, die 
in künftigen Forschungsprojekten Anwendung 
finden sollten. Darüber hinaus soll ein Netzwerk 
von CSOs, Forscher und weiterer Interessierter 
entstehen, an das die Forschungsergebnisse wei-
tergeleitet werden. Die Beteiligten sollen Mög-
lichkeiten und Grenzen der Partizipation kennen-
lernen und damit für ihre Arbeit profitieren.

Das Dreijahresprojekt hat im Februar 2012 
angefangen. Bis Ende des Sommers wurde das 
Fallstudiensample aus den Befragungen gewon-
nen sowie das Analyseraster erstellt.  Das Kon-
sortium stellt das Forschungsprojekt auf mehre-
ren Konferenzen vor, wirbt bei CSOs um Interes-
se und verfeinert in mehreren �������������������Pretests����������� die analy-
tischen Perspektiven. Alle Forscher und Vertreter 
von CSOs sind eingeladen, sich bei Interesse an 
dem Projekt bei uns zu melden.
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